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Dass eine solche Vollmitgliedschaft zwar
noch in der Ferne liegt, aber zweifellos nicht
mehr als blosse Utopie erscheint, ist ein
glückliches Zeichen für Europa und zugleich
eine historische Flerausforderung an den
Europarat. Er allein kann den ost- und den
zentraleuropäischen Staaten als
Akklimatisierungsstation der Demokratie dienen.

Wir müssen diese Herausforderung annehmen,

einmal weil nur auf diesem Wege
Problemlösungen möglich werden, die auf der
kontinentalen Ebene angegangen werden
müssen, dann aber auch, weil der Abbau des
Konflikts auf der Ost-West-Achse ein
Beispiel für die Lösung vieler regionaler Konflikte

setzt.

Es gehört in den Rahmen solch differenzierter

Ostpolitik, dass wir bezüglich der DDR,
der CSSR, Bulgariens und Rumäniens vor¬

läufig eine abwartende Haltung einnehmen.
Regime, die sich mit Rumänien oder mit der
chinesischen Repression seit dem 4. Juni
solidarisieren, ordnen sich nicht in den
Strom der Reformen ein, sondern verharren
in dogmatischer Erstarrung.

Wir begrüssen die schon heute anwesenden
Sondergäste und hoffen, dass sie alle politischen

Gruppen einmal besuchen und sich
später verschiedenen Gruppen anschliessen,
um jetzt schon den hier möglichen Pluralismus

zu praktizieren. Diese Vielfalt in der
Einheit benötigt Europa, «ein Europa», wie
Präsident Gorbatschow gestern unterstrichen

hat, «friedfertig und demokratisch, ein
Europa, das seine Vielfalt bewahrt und auch
das gemeinsame humanistische Ideal, ein
blühendes Europa, das seine Hand der Welt
entgegenstreckt, ein Europa, das vertrauensvoll

in die Zukunft geht».

Moskauer Gespräche

Der Leiter unseres Schweizerischen Ost-
Instituts, Dr. Peter Sager, ist im Strassburger
Europarat der Präsident jener Kommission,
die sich mit Kontakten zu den sozialistischen
Ländern befasst. Diese gehören dem Europarat

nicht an, aber die Sowjetunion, Polen,
Ungarn und Jugoslawien haben seit kurzem
einen Status als Sondergäste dieser Institution.

Vorgängig der Strassburger Session war
Sager mit einer Delegation des Europarates
auf Einladung des Obersten Sowjets der
UdSSR in Moskau. Dort kam es zu Kontakten

unter anderem mit dem Vizepräsidenten
des Obersten Sowjets und mit den Präsidenten

von dessen beiden Kammern, dem
Unionssowjet und dem Nationalitätensowjet.
Ebenso besuchte Sager - zum Teil erneut -
verschiedene zentrale Institutionen der
UdSSR.

Seinen Haupteindruck aus allen Gesprächen
fasst unser Institutsleiter mit der Bemerkung
zusammen, dass ihm die Perestrojka als
Gesamtprozess nicht mehr reversibel
scheint, jedenfalls nicht im Sinne einer ruhigen

Rückkehr zum Status quo ante.

Der Besuch fand vor dem Ausbruch der
Bergarbeiterstreiks statt, aber die schlechte
soziale und materielle Lage der Sowjetbürger

wurde - neben dem Nationalitätenproblem
natürlich - schon als Hauptgefahr für

die Weiterentwicklung deutlich gesehen bis
herausgestrichen. Bei einem Festessen mit
der Parlamentsvertretung Hess einer der
sowjetischen Gastgeber sogar die Bemerkung

fallen: «Hier schwelgen wir und neh¬

men den einfachen Leuten das Essen weg.»
Tatsächlich hat die Perestrojka die Verhältnisse

für die Bevölkerung - ob Werktätige
oder Rentner - nicht besser gemacht; die
politischen Reformen mitsamt der gewaltigen

Veränderung durch die Glasnost haben
unverhältnismässig grössere Fortschritte
gemacht als die Wirtschaftsreformen.

Gleichzeitig wird die fortschreitende
Umweltzerstörung, früher geleugnet, als
Hauptbedrohung gesehen, was sie auch ist.
Vizeaussenminister Petrowski meint, selbst
die Abrüstung sei prioritär aus
Umweltschutzgründen nötig. Man müsse 60 Prozent
der Rüstungsindustrie auf Zivilproduktion
umstellen.

Dass sich die Probleme der Naturverwü-
stung in den Zeiten ihrer Leugnung gestaut
haben und nunmehr mit erheblicher Verspätung

ernstlich angepackt werden müssen,
betont man im Staatskomitee für Umweltschutz,

das im Januar 1988 gegründet wurde.
Es zählt 480 Mitarbeiter im Moskauer
Hauptquartier und 30 000 dezentrale Mitarbeiter.

Es ermittelt gegen zahlreiche
schadstoffproduzierende Unternehmen und
schickte sich im Zeitpunkt des Besuchs
gerade an, die Schliessung von zwei Betrieben

zu veranlassen. Atomkraftwerke
betrachten die staatlichen Umweltschützer
als unverzichtbar, wollen aber erheblich
mehr für die Sicherheitstechnologie tun.
Nach westlichem Vorbild und mit westlicher
Hilfe.

Noch eine Bemerkung zu unserer hauseigenen
Sache. In mehreren spezialisierten

Stellen in der Sowjetunion kennt man das
Schweizerische Ost-Institut und nimmt es als
kundige Institution ernst. cb
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Zu den erklärten Anliegen der Glasnost
gehört es, schlechte Zustände sichtbar zu
mächen und damit eine Voraussetzung zu
ihrer Behebung zu schaffen, im Rahmen
einer planmässig und geordnet durchgeführten

Perestrojka. So wollte es die ursprüngliche

Vorstellung eines steuerbaren Reformkurses.

Aber die Glasnost hat, je echter sie

stattfindet, auch noch andere Auswirkungen.
Dadurch, dass sie es den Unzufriedenen
ermöglicht, sich zu artikulieren und zu
sammeln, treibt sie die Unzufriedenen auch an,
selber zu agieren. Das gibt der Perestrojka
ein Eigengewicht, das der Kontrolle von
oben entzogen ist, mit entsprechenden Folgen

in allen möglichen Belangen.

Das kommt seit längerer Zeit schon im
sogenannten Nationalitätenproblem zum
Ausdruck, das in Wirklichkeit mehr ist, nämlich
das Problem des letzten Kolonialreichs unserer

Zeit. Seine Lösung ist schon seit
Jahrzehnten überfällig, dank einer totalen
Diktatur erfolgreich niedergedrückt. Nun, da
sich diese auflöst, wäre es «objektiv wünschbar»,

dass sich die kolonialisierten Völker
im Interesse eines möglichst glatten
Perestrojka-Verlaufs so besonnen wie möglich
verhielten. Aber kann man von den
betreffenden Völkern erwarten, dass sie das auch
so sehen? Für sie hat die Besonnenheit im
Kreml stattzufinden, und zwar jene
Besonnenheit, welche nach dem Zweiten Weltkrieg
die westlichen Hauptstädte London und
Paris veranlasst hat, ihre Kolonien freizugeben.

Und wo die Einsicht vorerst fehlte, hat
die Weltmoral den kolonialisierten Völkern
sozusagen ein Aufstandsrecht zugebilligt.
Da möchten die «Sowjetvölker» eben wissen,

wieso sie nicht einmal ein Aufbegeh-
rungsrecht in Anspruch nehmen dürfen.

Nun kann sich etwas Analoges durchaus
auch auf andern Gebieten abspielen, auf
dem Sozialsektor beispielsweise und gerade.
Dort hat der Sozialismus von Beginn an
seine alternative Beispielhaftigkeit verkündet,

nur eben gelogen und erzwungen.
Soll nun, da Wahrheit und Unterdrückung
schwinden, die Wahrheit nicht anders siegen
dürfen als in Worten? Die Kumpels sehen
das anders. Sie wollen Taten sehen und sonst
zu Taten schreiten.

In der Sowjetunion sind nicht nur die Bergleute

unzufrieden, und die Sowjetbürger
sind nicht nur in ihrer Eigenschaft als Werktätige

zu kurz gekommen, sondern auch als
Mieter, als Konsumenten, als Schlangensteher

usw. Das Wohlverhalten kennen sie nur
als Folge des Zwangs. Sind sie überhaupt in
der Lage, es aus Einsicht fortzusetzen?

Christian Brügger
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